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Im Rahmen der Vorlesung "Umsatzsteuer und Zoll im Unternehmen" fand am 

06.02.2026 ein Gastvortrag über das Thema "Das Zusammenspiel von Umsatzsteuer- 

und Verfahrensrecht" durch Stefan Heinrichshofen (Rechtsanwalt, Steuerberater und 

Fachanwalt für Steuerrecht) von PSP München statt.  

 

Nach einer kurzen Vorstellung des Referenten durch Herrn Dr. Matthias Gries wurde 

mit einer Case Study eingestiegen. Ausgangspunkt war eine Geschäftsveräußerung 

eines U zu einem unter dem Verkehrswert gelegenen Preis an zwei seiner 

Angestellten, welche hierfür die D-GmbH gründeten. Zudem soll das im Eigentum des 

U verbleibende Grundstück an die neu gegründete Gesellschaft vermietet werden. 

 

Die Fragestellung, welche umsatzsteuerlichen Verpflichtungen und Folgen auf die D-

GmbH zukommen, wurde folgendermaßen beantwortet: Die Gesellschaft ist gem. § 18 

UStG zur Zahlung der Umsatzsteuer verpflichtet, besitzt einen natürlichen Vorsteuer-

Überhang und hat einen Vorsteuerabzug erhalten. Es bedarf einer Nachprüfung. 

 

Im Anschluss wurde der Sachverhalt wie folgt ergänzt: Laut Außenprüfer stelle der 

Erwerb der Wirtschaftsgüter durch U eine nichtsteuerbare Geschäftsveräußerung 

gem. § 1 Abs. 1a UStG dar, weshalb der Vorsteuerabzug versagt wird. Ebenso kommt 

es zu einer Nachzahlung. Zudem wurde der Vorbehalt der Nachprüfung aufgehoben. 

Des Weiteren soll im Folgenden die Vertretung des U durch einen Rechtsanwalt 

angenommen werden, der die Ansprüche ablehnt.  

Nun wurde der Frage einer Empfehlung für die betrachtete Kapitalgesellschaft 

nachgegangen. Hierbei wird in § 15 UStG der mögliche Vorsteuerabzug beschrieben, 

während der § 1 UStG die Geschäftsveräußerung im Ganzen regelt. 

 

Es besteht das Problem zweier in Frage kommender Klagewege, wenn der D-GmbH 

bei einem versagten Vorsteuerabzug geholfen werden soll. In Betracht kommen die 

Klage gegen den Vertragspartner sowie jene gegen das Finanzamt. 

Die D-GmbH wird Einspruch erheben, wenn auch die Zahlungsverpflichtung nicht 

sofort verfallen wird, da keine aufschiebende Wirkung besteht. Des Weiteren ist ein 

Antrag auf Aussetzung der Vollziehung zu stellen, der zur detaillierteren Bearbeitung 

an die Einspruchsstelle weitergereicht werden wird. Laut § 15 Abs.1 S.1 Nr.1 UStG 

kann die gesetzlich geschuldete Steuer für Lieferungen und Leistungen aufgrund eines 

steuerpflichtigen Umsatzes abgezogen werden. Daher ist die Geschäftsveräußerung 

nicht steuerbar und es besteht ein zivilrechtlicher Anspruch auf Umsatzsteuer-

Rückzahlung, da eine Leistung erbracht worden ist, zu der keinerlei Verpflichtung 

bestand. 

Laut EuGH ist - entgegen der Meinung des BMF - ein Antrag auf Billigkeit zu stellen. 

Ein Einspruch gegen den Zinsbescheid zur Umsatzsteuer scheitert jedoch aufgrund 

fehlenden Verstoßes der Steuerfestsetzung gegen das Unionsrecht. 



Es wurde festgehalten, dass der Betriebsprüfer folglich die Aussicht auf ein 

Vorsteuerabzug ohne Rücksprache dem Unternehmer verwehrt hat. 

 

Nach der abschließenden Möglichkeit, Fragen zum Vortrag sowie zur Münchner 

Kanzlei und allgemein zum Beruf des Steuerberaters zu stellen, bedankte sich Herr 

Dr. Matthias Gries bei dem Referenten für den gehaltenen Vortrag. 


